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»[.  .  .] A dokeK soi oQ5n te 6ti 4ke4nhn tjn p5lin ePnai kaH mj &natetr1f_ai, 4n 
7 *n aJ gen5menai d4kai mhd3n Isc6wsin &ll% bp0 Idiwt9n )kuro4 te g4gnwntai 
kaH diaf_e4rwntai;« t4 4rocmen, q Kr4twn, pr0: tacta kaH )lla toiacta; 
poll% g%r )n ti: 6coi, )llw: te kaH A3twr, eIpeKn bp3r to6tou toc n5mou 
&pollum2nou [: t%: d4ka: t%: dikas_e4sa: prost1ttei kur4a: ePnai.

›[.  .  .] Oder scheint es dir möglich zu sein, dass jener Staat noch besteht und nicht 
zugrunde gerichtet ist, in dem die ergangenen Urteile keinerlei Wirkung haben, 
sondern von einzelnen Bürgern ungültig gemacht und beseitigt werden?‹ Was, o 
Kriton, sollen wir hierzu und zu anderem dergleichen sagen? Denn viel könnte 
einer, zumal ein Redner, zugunsten dieses bedrohten Gesetzes sagen, welches 
anordnet, dass die rechtskräftig entschiedenen Urteilssprüche Gültigkeit haben.

(Plat., Krit. 50 B).
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1. Kapitel

Einleitung

I. Die grundsätzliche Bedeutung des Rechtskraftprinzips

Die Rechtskraft ist ein altes Prinzip; praktisch jede Rechtsordnung kennt sie1. 
Oftmals auf den römisch-rechtlichen Satz »res iudicata pro veritate accipitur«2 
zurückgeführt, kann ihre Idee mit einigem Recht als echter allgemeiner Pro-
zessrechtsgrundsatz bezeichnet werden. Dies ist ohne weiteres verständlich, da 
die Notwendigkeit dieses Prinzips in allen Rechtsordnungen gleichermaßen of-
fenkundig ist3. Jede Rechtsordnung, welche die Beilegung von Rechtsstreitig-
keiten prozessordnungsmäßig organisiert und Gerichten zur Entscheidung 
überantwortet, ist darauf angewiesen, dass deren Entscheidungen zu einem be-
stimmten Zeitpunkt endgültig werden. Anderenfalls wäre eine effektive Streit-
beilegung nicht gewährleistet. Damit verlöre letztlich auch die gerichtliche Zu-
ständigkeit zu einem großen Teil ihren Sinn.

Sind Hintergrund und allgemeine Idee der Rechtskraft danach universell, so 
unterscheiden sich die Rechtskraftprinzipien in den einzelnen Rechtsordnungen 
jedoch nicht unerheblich. Das beginnt schon bei der Bezeichnung, die in ge-
wissem Umfang auf das jeweilige Verständnis der Funktion in der Rechtsord-
nung hinweisen kann. Denn auch die konkreten Zielsetzungen und Funktionen 
unterscheiden sich trotz der gemeinsamen Grundidee teilweise deutlich in ihrer 
Reichweite.

Ebenso verschieden sind auch die theoretischen und dogmatischen Ansatz-
punkte zur Erklärung des Phänomens Rechtskraft. Hier herrscht schon inner-

1 Vgl. etwa die eingangs zitierte Frage, die Platon in seinem Dialog Kriton den Sokrates 
(bzw. durch ihn die Gesetze) stellen lässt (Plat., Krit. 50 B). In demselben Sinne auch die Rede 
des Agamemnon bei Sophokles, Aias 1239 ff.

2 Dig. I. 5. 25 (Ulpian). Gerade in der internationalen Rechtskraftlehre wird diese Stelle 
gerne schlagwortartig benutzt, wenngleich sie aus römisch-rechtlicher Sicht streng genom-
men keinen abstrakten Rechtssatz darstellte, sondern lediglich auf das Personenstandsrecht 
bezogen war; vgl. Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, S.  443 (466). Die zentrale Behandlung des 
Instituts der Rechtskraft fi ndet sich in Dig. XLIV. 2.

3 Schon Savigny, Das System des heutigen römischen Rechts, Bd.  VI, §  280 (S.  264), be-
kannte in der Einleitung zu seiner Rechtskraftlehre: »Die nun folgende Lehre von der Rechts-
kraft ruht, so wie das ganze vorliegende Werk, auf dem Boden des Römischen Rechts; aber 
der Fragen, die hier zur Erörterung kommen müssen, sind so allgemeiner Natur, daß sie über-
all ihre Beantwortung fordern, auch da, wo von dem Römischen Recht keine Anwendung 
gemacht wird.«
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halb der einzelnen Rechtsordnungen eine bisweilen grundlegende dogmatische 
Uneinigkeit. Erst recht existieren gravierende Unterschiede in der Begründung 
der einzelnen Rechtskraftprinzipien in den verschiedenen Rechtsordnungen. 
Bereits die Zuordnung der Rechtskraft zum Prozessrecht oder zum materiellen 
Recht ist in manchen Rechtsordnungen nicht klar. Das kann daran liegen, dass 
nach dem jeweiligen dogmatischen Ansatz das Rechtskraftprinzip eher materi-
ell oder eher prozessual erklärt wird; es kann aber auch in der fehlenden trenn-
scharfen Unterscheidung zwischen materiellem Recht und Prozessrecht in der 
jeweiligen nationalen Rechtskultur begründet sein. Wenngleich sich in den un-
terschiedlichen Rechtsordnungen die funktionellen Grundfragen regelmäßig in 
ähnlicher Weise stellen und für ihre Begründung zuweilen sogar ähnliche dog-
matische Ansatzpunkte diskutiert werden, haben sich doch die modernen 
Rechtskrafttheorien durch immer stärkere Ausdifferenzierung erheblich aus-
einanderentwickelt.

II. Zielsetzung und Gang der Untersuchung

Das Ziel der Arbeit besteht darin, ausgewählte nationale Rechtskraftlehren dar-
zustellen, den Einfl uss des Gemeinschaftsrechts auf die nationalen Rechtskraft-
grundsätze zu beleuchten und vor diesem Hintergrund schließlich die Rechts-
kraftdoktrin im Prozessrecht der Gerichte der Europäischen Gemeinschaft, 
allen voran des Europäischen Gerichtshofs (EuGH), herauszuarbeiten. Zwar ist 
über die allgemeinen Urteilswirkungen der Entscheidungen des EuGH – insbe-
sondere im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens nach Art.  234 EG – viel 
geschrieben worden. Der Aspekt der Rechtskraft der Urteile des EuGH hat 
hierbei indes kaum Beachtung gefunden. Das ist insofern nachvollziehbar, als 
die Bindung der nationalen Organe an Entscheidungen des EuGH von verfas-
sungsrechtlich höherem Interesse ist als die – zumindest nach deutschem Ver-
ständnis eher technische und auf den konkreten Rechtsstreit bezogene – Wir-
kung der Rechtskraft. Eine dogmatische Einordnung dieser speziellen Urteils-
wirkung der europäischen Gerichte lohnt sich gleichwohl.

Zwar ist es bei Gerichten, auf deren Entscheidungsebene keine oder nur we-
nige weitere Spruchkörper existieren und die selbst keiner weiteren Kontrolle 
unterworfen sind, nie ganz einfach, eine allgemeine Lehre der Bindungswir-
kungen ihrer Entscheidungen aufzustellen, da nur selten ein Ausgleich mit den 
Entscheidungen anderer Gerichte erzielt werden muss. Allzu leicht droht in 
einem solchen Fall die Einordnung und Defi nition der Entscheidungswir-
kungen in eine mehr oder weniger beliebige Kasuistik des betreffenden Ge-
richts abzugleiten, die die Wirkung der Entscheidung lediglich von Fall zu Fall 
bestimmt. Der Versuch einer dogmatischen Einordnung kann hier grenzzie-
hend wirken. Ein Bedürfnis hierfür ist gerade im Bereich des Gemeinschafts-
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rechts aus zweierlei Gründen unbestreitbar: Vor dem Hintergrund der fort-
schreitenden Ausdifferenzierung der Gemeinschaftsgerichtsbarkeit durch die 
Schaffung neuer Fachgerichte und die entsprechende Verteilung der Rechtspre-
chungsaufgaben, wie sie die jüngeren Vertragsreformen mit sich gebracht ha-
ben4, gewinnt das Rechtskraftprinzip als Mittel zur Koordinierung der Recht-
sprechungstätigkeit auf europäischer Ebene an Bedeutung. Auch im Verhältnis 
zwischen Gemeinschaftsgerichten und mitgliedstaatlichen Gerichten spielt die 
Rechtskraft bei der Kompetenzabgrenzung eine wichtige Rolle. Hierfür sind 
klare und vorhersehbare Kriterien erforderlich. Dasselbe verlangt die Rechts-
schutzfunktion der gemeinschaftsrechtlichen Streitverfahren. Das allgemein 
anerkannte Generalziel der Rechtskraft, welches in der Sicherung der Endgül-
tigkeit von Streitbeilegungen liegt, stellt einen Ausdruck des Prinzips der 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit dar und ist auch im europäischen Gemein-
schaftsrecht als allgemeiner Rechtsgrundsatz mit Primärrechtscharakter aner-
kannt5. Dessen Anforderungen muss auch die Ausgestaltung des Rechtskraft-
prinzips genügen.

Entsprechend der Zielsetzung der Arbeit werden in den folgenden Kapiteln 
zunächst die Rechtskraftprinzipien im deutschen, französischen und eng-
lischen Recht mit ihren jeweiligen spezifi schen Charakteristika dargestellt6. 
Hieran schließt sich die Untersuchung des in jüngster Zeit vermehrt in der 
Rechtsprechung erörterten Problems des Verhältnisses der nationalen Rechts-
kraftprinzipien zum Gemeinschaftsrecht an. Aus dem Stellenwert und dem 
Grad an Unabänderlichkeit, welche das Gemeinschaftsrecht nationalen Rechts-
kraftprinzipien zugesteht, lassen sich Rückschlüsse auf das Selbstverständnis 
hinsichtlich des eigenen gemeinschaftsrechtlichen Rechtskraftbegriffs ableiten. 
Schließlich folgt die Untersuchung des Rechtskraftprinzips im Gemeinschafts-
prozessrecht vor dem Hintergrund der dargestellten nationalen Rechtsinstitu-
te.

III. Die Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes

1. Die Abgrenzung zur allgemeinen (zivilrechtlichen) Rechtsvergleichung 
sowie zum europäischen Zivilprozess- und Strafverfahrensrecht

Rechtsvergleichung kann in unterschiedlicher Gestalt auftreten und mit vieler-
lei Zielsetzungen betrieben werden7. Die nach wie vor prominenteste und auch 

4 Dazu näher noch unten 6. Kapitel II 1 a.
5 Näher hierzu unten 6. Kapitel I 2 b.
6 Zu den Auswahlkriterien sogleich III 2.
7 Vgl. allgemein Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, S.  4 f., 13 ff.; ferner 

die unterschiedlichen Defi nitionsansätze des Begriffs Rechtsvergleichung bei Constantines-
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praktisch relevanteste ist sicherlich die Rechtsvergleichung im Bereich des ma-
teriellen Zivilrechts. Daher erscheint eine Klarstellung erforderlich: Die vorlie-
gende Arbeit versteht sich nicht als rechtsvergleichende Untersuchung in dem 
Sinne, dass sie, bezogen auf konkrete Einzelfälle, eine funktionale Untersu-
chung verschiedener korrespondierender nationaler Rechtsinstitute vornehmen 
will, um zu bewerten, welches Prinzip die gestellten Aufgaben am besten zu 
lösen im Stande ist. Das Prozessrecht der Gemeinschaftsgerichte ist trotz aller 
Verwandtschaft mit seinen mitgliedstaatlichen Pendants ein Rechtsgefüge mit 
eigenständigen Aufgaben und Zielen, was schon die Vergleichbarkeit mit natio-
nalen Prozessrechten erschwert. Zwar lassen sich die mitgliedstaatlichen Rechts-
kraftgrundsätze untereinander durchaus vergleichen; hieraus sind für das euro-
päische Prozessrecht jedoch nur in engen Grenzen Folgerungen ableitbar. Die 
Bewertung der jeweiligen Funktionalität der nationalen Rechtskraftprinzipien 
steht daher auch nicht im Zentrum des Interesses der Arbeit. Die Untersuchung 
der nationalen Rechtsordnungen soll vielmehr in erster Linie gleichsam den 
Hintergrund für die Herausarbeitung eines dogmatischen Gerüsts des Rechts-
kraftprinzips der Gemeinschaftsgerichte darstellen. Sie will insbesondere ver-
deutlichen, aus welcher Rechtstradition einzelne Elemente der gemeinschafts-
rechtlichen Rechtskraftlehre stammen, inwieweit sie sich im Gemeinschafts-
recht bereits etabliert haben und welchem Wandel sie unterlegen sind bzw. 
welche Elemente aus den einzelnen Rechtstraditionen überhaupt miteinander 
kompatibel sind oder wären. Insofern ist sie sicher vergleichend; denn an geeig-
neter Stelle wird immer auch auf die Unterschiede der einzelnen nationalen 
Rechtsinstitute untereinander hingewiesen und im gegebenen Fall Stellung be-
zogen werden, ob das eine oder das andere Element für das Verständnis des 
Gemeinschaftsprozessrechts nutzbar gemacht werden kann. Vorrang vor dem 
praktischen Vergleich muss aber in jedem Falle die Rückbindung an die spezi-
fi schen Zielsetzungen und Besonderheiten des jeweiligen rechtlichen Umfelds 
haben.

Da das Hauptinteresse der Arbeit im Prozessrecht der europäischen Gerichte 
selbst liegt, bildet das internationale bzw. europäische Zivilprozessrecht nicht 
den Gegenstand der Untersuchung. Das Prozessrecht der Gemeinschaftsge-
richte verfolgt gänzlich andere Zielsetzungen als die Vorschriften über die ge-
genseitige Anerkennung und Vollstreckung von nationalen Gerichtsurteilen, 
namentlich im Bereich des Zivil- und Handelsrechts. Das eigene Prozessrecht 
der europäischen Gerichte ist vielmehr, will man eine grobe Einordnung in 
gängige nationale Begriffl ichkeiten unternehmen, dem Schwerpunkt nach öf-

co, Rechtsvergleichung, Bd.  I, S.  206 ff.; speziell für den Bereich der Prozessrechtsverglei-
chung beispielsweise Stürner/Stadler, in Gilles (Hrsg.), Transnationales Prozessrecht, 
S.  263 ff.; Gottwald, in Festschrift für Schlosser, S.  227 ff.; Koch, ZEuP 2007, 735 ff.; für den 
Bereich des Verwaltungsrecht Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, S.  74 ff.; für den Be-
reich des internationalen Rechts etwa Ress, ZaöRV 36 (1976), 227 ff.
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fentlich-rechtlich. Diese Charakterisierung folgt aus der Eigenart der Klagear-
ten, die nach den Verträgen vor den europäischen Gerichten zur Verfügung 
stehen und die – bezogen auf das nationale Verständnis – in der Hauptsache 
teils verwaltungs-, teils verfassungsprozessualen Charakter besitzen8. Der 
Rechtskraft- und Streitgegenstandsbegriff nach EuGVVO und EuGVÜ, wie 
ihn die Rechtsprechung des EuGH herausgearbeitet hat, soll daher nur kurz  
auf etwaige Anhaltspunkte für die eigene Rechtskraftdogmatik des EuGH un-
tersucht werden.

Aus demselben Grunde wird auch die strafprozessuale Rechtskraftdogmatik 
und insbesondere die Probleme des Tatbegriffs nach Art.  53 des Schengener 
Durchführungsübereinkommens, die jüngst wiederholt Gegenstand von Ent-
scheidungen des EuGH waren, außer Betracht bleiben. Noch weniger als die 
Rechtskraftbegriffe nach internationalem Zivilprozessrecht kann die strafpro-
zessuale Dogmatik ihrem Wesen nach Einfl uss auf das Prozessrecht der europä-
ischen Gerichte ausüben.

2. Die Auswahl der Rechtsordnungen und die Schwerpunktsetzung 
im öffentlichen Recht

Eine weitere Begrenzung des Untersuchungsgegenstandes muss in Bezug auf 
die darzustellenden Rechtsordnungen erfolgen.

Es ist weder möglich noch sinnvoll, sich gleichermaßen mit dem Prozessrecht 
jedes EU-Mitgliedstaates zu befassen. Auch der EuGH geht bei der Rechtsfi n-
dung niemals von einem formalistisch-umfassenden, sondern stets von einem 
wertend-auswählenden Vergleich aus. Die Rechtskraftproblematik soll auch 
hier exemplarisch anhand der Rechtsordnungen dreier großer Mitgliedstaaten 
dargestellt werden. Dies ist zunächst aus zweierlei Gründen das deutsche Recht, 
in dessen Prozessrechtsdogmatik die Auseinandersetzung mit der Rechtskraft 
seit jeher eine wichtige Rolle gespielt hat. Zum einen ist die vorliegende Arbeit 
eine deutsche, so dass sich die eigene Rechtsordnung als Ausgangspunkt anbie-
tet. Zum anderen ist davon auszugehen, dass das deutsche Prozessrecht als eine 
der dogmatisch stark durchdrungenen, großen Gründungsrechtsordnungen der 
EWG einen nicht unerheblichen Einfl uss auf die Rechtsprechung des EuGH 
entwickelt hat. Ferner ist eine Darstellung des französischen Rechts unabding-
bar. Auch das französische Recht stellt eine der großen Gründungsrechtsord-
nungen dar; die französische Prozessrechtslehre ist seit jeher in besonderem 
Maße einfl ussreich gewesen. Ihr Vorbild bildet namentlich die Grundlage des 

8 Vgl. zur Funktion des EuGH bereits de Laubadère, RdC 111 (1964-I), 531 (549 f.); Kut-
scher, EuR 1981, 392 (396 ff.); Schwarze, The Role of the ECJ in the Interpretation of Uniform 
Law Among the Member States, S.  13; Götz, in Festschrift Brohm, S.  69 ff.; Eausführlich auch 
Everling, in Festschrift für Redeker, S.  293 ff.
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gesamten Prozessrechts des EuGH. Schließlich soll trotz des eher späten Bei-
tritts des Vereinigten Königreichs zur EWG das englische Recht als dritte 
Rechtsordnung herangezogen werden. Im Vergleich zu den großen kontinen-
talen Rechtsordnungen repräsentiert es innerhalb der europäischen Rechtsge-
meinschaft den weltweit bedeutsamen Gegenentwurf des anglo-amerikanischen 
Rechtskreises. Es erscheint insoweit interessant zu untersuchen, inwieweit die 
Rechtsprechung des EuGH, die – mutatis mutandis – ebenfalls in starkem Maße 
auf einem Fallrecht beruht, englische Besonderheiten der Rechtskraftdoktrin in 
ihre Konzeption aufgenommen hat oder aufnehmen könnte.

Wie bereits oben 1. betont, ist das Prozessrecht des EuGH seiner Struktur 
und dem Charakter der ihm unterworfenen Fallgestaltungen nach öffentlich-
rechtlich. Aus diesem Grunde soll bei der Darstellung der ausgewählten natio-
nalen Rechtsordnungen der Schwerpunkt auf der dortigen öffentlich-recht-
lichen Rechtskraftlehre liegen. Dies wirft insofern Schwierigkeiten auf, als sich 
in allen drei Rechtsordnungen das Prinzip der Rechtskraft zunächst im rechts-
historisch deutlich älteren Bereich des Zivilprozesses entwickelt hat und seither 
eine wesentliche Domäne der Zivilprozessrechtsrechtsprechung bzw. -lehre ist9. 
Da sich die Grundfragen der Rechtskraftdoktrin regelmäßig wenig unterschei-
den und auch die öffentlich-rechtliche Prozessrechtslehre und -rechtsprechung 
auf zivilprozessuale Erkenntnisse zurückgreift, werden diese auch hier Berück-
sichtigung fi nden, sofern sie für das EG-Prozessrecht strukturell von Belang 
sein können.

IV. Der dogmatische Ansatzpunkt für die Untersuchung 
des EG-Prozessrechts

Abschließend erscheint noch eine kurze Bemerkung zum methodischen Vorge-
hen erforderlich. Die Arbeit will weder eine neue theoretische Begründung der 
nationalen Rechtskraftprinzipien liefern noch eine völlig neue Rechtskraftlehre 
für den EuGH entwerfen. Sie versucht vielmehr, die Rechtsprechung der euro-
päischen Gerichte und insbesondere des EuGH vor dem Hintergrund der je-
weils herrschenden Praxis und Begründung der nationalen Rechtskraftprin-
zipien dogmatisch einzuordnen und zu erläutern. Insofern ist es das notwen-
dige Ziel der Arbeit, eine eigenständige Rechtskraftdoktrin der Gemeinschafts-
gerichte zu ermitteln.

9 Am ehesten verfügt noch das französische Recht über eine eigene verwaltungsprozessu-
ale Rechtskraftlehre. Im deutschen Recht ist der beherrschende Einfl uss des Zivilprozess-
rechts besonders deutlich. Im englischen Recht hat sich ein genuines öffentliches Recht erst in 
jüngerer Zeit entwickelt; gerade die Anwendung des Rechtskraftprinzips in diesem Rechtsge-
biet ist noch nicht lange anerkannt; vgl. näher unten 4. Kapitel II 2.
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Angesichts der großen Vielzahl und Unterschiedlichkeit der theoretischen 
Begründungsansätze für das Phänomen Rechtskraft in den einzelnen Rechts-
ordnungen erscheint es hierbei wenig hilfreich, sich von vorneherein auf ein 
Konzept festzulegen und die Rechtskraftgrundsätze der europäischen Gerichte 
in dieses gleichsam einzupassen. Der Ausgangspunkt bei der Einordnung und 
Bewertung des europarechtlichen Rechtskraftprinzips sollte kein vorgefertig-
tes theoretisches Konstrukt sein, sondern die mit jenem verfolgten Ziele sowie 
die zu ihrer Erfüllung zur Verfügung stehenden Instrumente. Bereits im Be-
reich der nationalen Rechtskraftprinzipien ist anerkannt, dass allein die theore-
tische Begründung der Rechtskraft für die Beschreibung ihrer Voraussetzungen 
und Wirkungen unzureichend ist. Gerade auf den Zielsetzungen und Instru-
menten der Rechtskraftlehre soll der Schwerpunkt der Untersuchung liegen. 
Aus diesem Grunde muss neben der Darstellung der dogmatischen Grundfra-
gen ein erhebliches Gewicht der jeweiligen Praxis der Gerichte gewidmet sein.

Was schließlich die Terminologie angeht, so wird bei der Darstellung der na-
tionalen Rechtsinstitute die Originalbezeichnung verwendet werden, da eine 
Übersetzung zu unzutreffenden Vereinheitlichungen und unpräzisen Verkür-
zungen der Problematik führen würde. Dasselbe gilt für feststehende Fachbe-
griffe der einzelnen Rechtsordnungen, die sich ohne Sinnverlust nicht ohne 
weiteres übersetzen lassen. Auch die Zitierweise lehnt sich an das in den jewei-
ligen Rechtsordnungen Übliche an. Im Bereich des EG-Prozessrechts hingegen 
wird die deutsche Terminologie verwendet, da keine Amtssprache gegenüber 
der anderen in diesem Bereich eine erhöhte terminologische Präzision aufweist 
und die Rechtsbegriffe wegen der Gleichwertigkeit der Amtssprachen von Ver-
trags wegen denselben Sinngehalt aufweisen müssen.



2. Kapitel

Das Prinzip der Rechtskraft im deutschen Recht

Das Prinzip der Rechtskraft ist im deutschen Recht seit jeher von großem prak-
tischem und dogmatischem Interesse gewesen. Die wissenschaftliche Diskussi-
on in diesem Punkt reicht weit zurück. Bereits in der römisch- und gemeinrecht-
lichen Wissenschaft spielte die Rechtskraftfrage eine große Rolle; grundsätzliche 
Erkenntnisse und Weichenstellungen stammen in nicht unerheblichem Umfang 
bereits aus der Zeit des Erlasses der Reichsjustizgesetze1. Wegen seiner zentralen 
Bedeutung für das Prozessrecht war das Prinzip der Rechtskraft niemals allein 
Gegenstand des wissenschaftlichen Interesses. Bei seiner praktischen wie dog-
matischen Ausgestaltung spielte stets auch die Rechtsprechung, zu deren genui-
nen Domänen das Feld der Urteilswirkungen gehört, eine bedeutende Rolle.

Im Mittelpunkt des Interesses soll hier – entsprechend der Zielsetzung der 
Arbeit – das deutsche Rechtskraftprinzip stehen, so wie es derzeit praktisch 
gehandhabt und überwiegend dogmatisch erklärt wird, wobei freilich nicht auf 
jede einzelne Verästelung der Diskussion eingegangen werden kann. Insofern 
ist auf die umfangreiche Literatur zur dogmatischen Fundierung der Rechts-
kraft im deutschen Recht zu verweisen2. Den Ausgangspunkt der Betrachtung 
bilden die typischen Konstellationen des öffentlichen Rechts und insbesondere 
des allgemeinen Verwaltungsprozessrechts. Am Rande ist ferner auch auf das 
Verfassungsprozessrecht einzugehen. Eine umfassende Auseinandersetzung 
mit diesem Rechtsgebiet kann wegen seiner Besonderheiten, die im europä-
ischen Vergleich nur bedingt übertragbar und verwertbar sind, an dieser Stelle 
hingegen nicht geleistet werden3. Einzelne Fragen, aus denen sich etwaige Par-
allelen zu anderen europäischen Prozessrechtsordnungen oder Anhaltspunkte 

1 Die Civilprozeßordnung vom 30.  1. 1877 (RGBl. S.  83) trat am 1.  10. 1879 in Kraft. Zu den 
Reichsjustizgesetzen, die eine Vereinheitlichung des Verfahrensrechts im gesamten Deut-
schen Reich zum Ziel hatten, gehören auch die Strafprozeßordnung vom 1.  2. 1877 (RGBl. 
S.  253), das Gerichtsverfassungsgesetz vom 27.  1. 1877 (RGBl. S.  41) sowie die Konkursord-
nung vom 10.  2. 1877 (RGBl. S.  351). Vgl. näher Vollkommer, in Zöller, ZPO, Einleitung 
Rn.  1 ff.

2 Vgl. etwa die umfangreichen Nachweise bei Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  1 mit 
Fn.  1; Gottwald, in Münchener Kommentar zur ZPO, §  322 vor Rn.  1; Clausing, in Schoch/
Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 vor Rn.  1; Kopp/Schenke, VwGO, §  121 vor Rn.  1.

3 Vgl. hierzu etwa ausführlich Bethge, in Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerf-
GG, §  31 Rn.  27 ff.; Detterbeck, Streitgegenstand und Entscheidungswirkungen, S.  302 ff., je-
weils mit zahlreichen weiteren Nachweisen.
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für das Prozessrecht des EuGH herleiten lassen, werden jedoch zu untersuchen 
sein.

Freilich wird trotz der öffentlich-rechtlichen Ausgangsbasis regelmäßig auch 
auf zivilprozessuale Grundsätze zurückzukommen sein, da die wissenschaft-
liche Diskussion der Rechtskraft traditionell zu den Schwerpunkten des Zivil-
prozessrechts gehört. Das jüngere öffentliche Recht greift insofern regelmäßig 
auf dortige Erkenntnisse zurück, wobei es eigene Nuancierungen vornimmt4. 
Die im Zivilprozessrecht von Literatur und Rechtsprechung entwickelten allge-
meinen Grundsätze beanspruchen anerkanntermaßen auch im öffentlichen 
Prozessrecht Geltung5, auch wenn die öffentlichrechtlichen Prozessordnungen 
regelmäßig eigene Regelungen über die Rechtskraft besitzen (§  121 VwGO, 
§  141 Abs.  1 SGG, §  110 FGO). Diese unterscheiden sich in ihrer Grundaussage 
allerdings nicht wesentlich von der zivilprozessualen Grundnorm des §  322 
Abs.  1 ZPO6.

I. Die dogmatische Herleitung des Prinzips der Rechtskraft

Den Ausgangspunkt der Rechtskraftdogmatik bildet §  322 Abs.  1 ZPO; im Ver-
waltungsprozessrecht ist §  121 VwGO die Zentralnorm. Beide beschreiben das 
Rechtskraftprinzip jedoch nicht umfassend, sondern setzen es zu einem gewis-
sen Teil voraus.

1. Die Unterscheidung zwischen formeller und materieller Rechtskraft

Sowohl §  322 Abs.  1 ZPO als auch §  121 VwGO regeln unmittelbar nur die ma-
terielle Rechtskraft, nicht hingegen die formelle Rechtskraft. Unter der for-
mellen Rechtskraft versteht man ganz herrschend die Unanfechtbarkeit der ge-
richtlichen Entscheidung. Sie hat mit der inhaltlichen Bindungswirkung der 
Entscheidung, die Gegenstand der materiellen Rechtskraft ist, nicht zwingend 
etwas zu tun. Dementsprechend ist die formelle Rechtskraft auch nicht in den 
§§  322 Abs.  1 ZPO bzw. 121 VwGO geregelt, sondern in den Vorschriften über 
die Zwangsvollstreckung, für den Zivilprozess in den §§  704 Abs.  1, 705 ZPO, 
für den Verwaltungsprozess in den §§  168 Abs.  1 Nr.  1, 167 VwGO i. V. m. 705 

4 Vgl. bereits Wacke, AöR 79 (1953/1954), 158 (159).
5 Vgl. BVerwGE 17, 293 (298); BVerwGE 35, 234 (236); Clausing, in Schoch/Schmidt-Aß-

mann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  1 unter Bezugnahme auf die Begründung zu §  121 VwGO; 
in Bezug auf die Rechtsfi gur des Streitgegenstandes ausführlich hierzu auch Detterbeck, 
Streitgegenstand und Entscheidungswirkungen, S.  7 ff.

6 BVerwGE 17, 293 (298) hielt in der Frühzeit der VwGO (1963) §  322 Abs.  1 ZPO im 
Verwaltungsprozessrecht gemäß §  173 VwGO sogar für ergänzend anwendbar. Diese Ansicht 
dürfte nach den detaillierten Änderungen des §  121 VwGO indes überholt sein.
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ZPO7. Nach §  705 ZPO tritt die formelle Rechtskraft ein, wenn die betreffende 
Entscheidung nicht mehr mit Rechtsmitteln oder dem Rechtsbehelf des Ein-
spruchs angefochten werden kann. Wann dies der Fall ist, bestimmt sich nach 
den jeweils einschlägigen Fristbestimmungen. Die Anfechtung durch außeror-
dentliche Rechtsbehelfe bleibt hingegen unberücksichtigt8.

Trotz dieser vom Gesetz vorgenommenen räumlichen Trennung setzt die 
Bindungswirkung der materiellen Rechtskraft nach ganz allgemeiner Ansicht 
die formelle Unanfechtbarkeit der betreffenden Entscheidung voraus. Es ist seit 
langem anerkannt, dass nur eine formell rechtskräftige Entscheidung mit der 
inhaltlichen Bindungswirkung der materiellen Rechtskraft ausgestattet sein 
kann. Vor deren Eintritt besitzt die verkündete Entscheidung andere Bindungs-
wirkungen; die materielle Rechtskraft tritt erst nach Unanfechtbarkeit hinzu. 
Nach dem allgemein herrschenden Verständnis der deutschen Rechtskraftdog-
matik ist daher die formelle Rechtskraft gleichsam die Tatbestandsvorausset-
zung der materiellen Rechtskraft. Dies ist, wie der Blick auf parallele Rechts-
prinzipien in anderen Rechtsordnungen zeigen wird9, nicht selbstverständlich.

2. Die Zielsetzungen der Rechtskraft

Die dem deutschen Rechtskraftprinzip innewohnende Differenzierung zwi-
schen formeller und materieller Rechtskraft setzt sich bei der Bestimmung der 
Zielsetzungen des Rechtskraftprinzips fort. Diese werden zuweilen teils ihrer 
formellen, teils ihrer materiellen Komponente zugeordnet10, wobei klare Grenz-
ziehungen freilich nicht vollständig durchgehalten werden können.

Das zentrale Ziel der Rechtskraft liegt in der Gewährleistung der Endgültig-
keit von Streitentscheidungen11. Hierbei zielt das Institut der formellen Rechts-
kraft primär auf den Ausgangsrechtsstreit ab. Es soll bewirken, dass ein einmal 
begonnener Rechtsstreit sein Ende fi nden kann, und dadurch verhindern, dass 
gerichtliche Erkenntnisse auf Veranlassung der Parteien des Rechtsstreits zeit-

7 Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  6; leicht abweichend 
Kopp/Schenke, VwGO, §  121 Rn.  2: §  705 ZPO gilt im Verwaltungsprozess über §  173 S.  1 
VwGO. Zum Begriff der formellen Rechtskraft vgl. auch GmS-OGB in BVerwGE 68, 379.

8 Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  6 f.; Redeker/von 
Oertzen, VwGO, §  121 Rn.  3.

9 Näher unten 3. Kapitel II 1 b aa, 4. Kapitel III 1.
10 So etwa Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, §  150 Rn.  1 f. (S.  1055); Zeu-

ner, in Wissenschafts-Festgabe BGH, S.  337 (338).
11 Vgl. BVerfGE 47, 146 (161); BVerfG NVwZ 1989, 141; Clausing, in Schoch/Schmidt-

Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  3; ferner Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, S.  443 (453) 
unter Hinweis auf die Motive zum ersten Entwurf des BGB, der in §  191 die Regelung der – 
damals weitgehend materiellrechtlich verstandenen – Rechtskraftwirkungen enthalten sollte, 
s. Mugdan (Hrsg.), Die gesammten Materialien zum BGB, Bd.  I, S.  552 f.
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lich unbegrenzt aufgehoben oder abgeändert werden können12. Als klassischer 
Fall einer formalen Präklusionsregelung13 soll sie so einen wesentlichen Beitrag 
zur Gewährleistung der Rechtssicherheit und der Sicherstellung der Funktions-
fähigkeit der Justiz leisten. Das Ziel der inhaltlichen Bindungswirkung im Sinne 
der materiellen Rechtskraft ist es demgegenüber zu verhindern, dass die Ent-
scheidung über den Streitgegenstand im Ausgangsprozess in einem weiteren 
Rechtsstreit erneut infrage gestellt wird oder dass es gar zu einander widerspre-
chenden Entscheidungen kommt14. Beide Rechtskraftelemente lassen sich daher 
mit einer leichten Verschiebung der Aspekte über das unmittelbare Ziel der 
Endgültigkeit von Streitentscheidungen auf die Generalziele der Rechtssicher-
heit, der Schaffung von Rechtsfrieden zwischen den Parteien sowie der Entlas-
tung der Justiz von der Befassung mit bereits entschiedenen Rechtsstreitigkeiten 
zurückführen15. Alle diese Gesichtspunkte haben ihren gemeinsamen Urgrund 
im Rechtsstaatsprinzip sowie den im konkreten Fall jeweils betroffenen grund-
rechtlichen Gewährleistungen16; der Entlastungsaspekt dient insbesondere der 
Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Justiz17.

Nach heute verbreiteter Auffassung sind die Zielsetzungen der beiden Rechts-
kraftkomponenten in erster Linie individualschützend18. Sowohl das Ziel der 

12 Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, §  150 Rn.  1 (S.  1055). Vgl. auch bereits 
Savigny, System des heutigen Römischen Rechts, Bd.  VI, §  280 (S.  260): »wahrhaft endlose 
Unsicherheit des Rechtszustandes«.

13 Vgl. auch Henckel, Prozessrecht und materielles Recht, S.  96 ff., der die Präklusionswir-
kung der Rechtskraft als Unterfall der Verwirkung begreift.

14 BVerwG DVBl. 1962, 265; BVerwGE 14, 359 (363); BVerwGE 82, 272 (273); BVerwGE 
91, 256 (259); Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, §  150 Rn.  1.

15 Vgl. mit unterschiedlicher Nuancierung BVerfGE 2, 380 (403); BVerfGE 60, 253 (267 f.); 
BVerfG NVwZ 1989, 141; BVerwGE 14, 359 (363); BVerwGE 91, 256; BGHZ 36, 365 (367); 
BGHZ 93, 287 (289); BGHZ 123, 30 (33 f.); Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, 
VwGO, §  121 Rn.  3; Schumann, in Festschrift Bötticher, S.  289 (319 f.); Rimmelspacher, Mate-
riellrechtlicher Anspruch und Streitgegenstandsprobleme, S.  228; von Arnauld, Rechtssicher-
heit, S.  278.

16 Vgl. (für eine Herleitung aus dem Rechtsstaatsprinzip) BVerfGE 1, 433 (437); BVerfGE 
15, 313 (319); BVerfGE 19, 150 (166); BVerfGE 107, 395 (401 f.); (für eine primär grundrecht-
liche Begründung) Kunig, Das Rechtsstaatsprinzip, S.  398, 442, 481; ders., in Festschrift 50 
Jahre Bundesverfassungsgericht, Bd.  II, S.  421 (433, 440 f.).

17 Grunsky, Grundlagen, S.  484; Gottwald, in Münchener Kommentar zur ZPO, §  322 
Rn.  3; Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  3. Auch diese leitet 
Kunig, Das Rechtsstaatsprinzip, S.  442 f., aus den jeweils betroffenen Grundrechten her.

18 Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  32; Gaul, in Festschrift Henckel, S.  235 (238 ff.); 
Grunsky, Grundlagen, S.  484; Henckel, Prozessrecht und materielles Recht, S.  97 f.; vgl. auch 
BVerfGE 60, 253 (266 ff.). Anders noch die frühere Rechtsprechung und Literatur, die hierin 
ein primär öffentliches Interesse sah, vgl. RGZ 42, 372 (375 f.); Schwartz, in Festgabe Dern-
burg, S.  309 (332 ff.); Wach, Vorträge über die Reichs-Civilprozessordnung, S.  134 mit Fn.: 
Die rechtliche Notwendigkeit der Rechtskraft folge aus dem »Processzweck« und aus der 
»Staatsraison«. Ebenso auch die Materialien zum BGB (Mugdan (Hrsg.), Die gesammten Ma-
terialien zum BGB, Bd.  I, S.  553). Auf beide Komponenten, die objektiv-rechtliche und die 
individualschützende, stellte bereits Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd.  I, S.  163 
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Rechtssicherheit als auch die Befriedungsfunktion werden als im Dienste des 
Schutzes privater Rechtspositionen stehend begriffen. Dementsprechend wird 
das Institut der Rechtskraft mit dem allgemeinen Justizgewährungsanspruch, 
der sich aus dem Rechtsstaatsprinzip in Verbindung mit Art.  2 Abs.  1 GG her-
leitet19, in Beziehung gebracht20. Dieser Anspruch garantiert nur die einmalige 
effektive Befassung des Gerichts mit einem Streitgegenstand, nicht hingegen 
fordert er, dass gerichtliche Entscheidungen grenzenlos in Frage gestellt werden 
können. Das Institut der Rechtskraft bedeutet daher keine unzulässige Ein-
schränkung des Justizgewährungsanspruchs: Sofern sichergestellt ist, dass die-
ser einmal effektiv erfüllt worden ist, ist das Bedürfnis vorrangig, dass betrof-
fene Rechtsverhältnis als abschließend festgestellt zu betrachten21.

Freilich darf die Betonung der subjektiven Zielsetzung der Rechtskraft nicht 
dahingehend verstanden werden, dass es stets nur auf die subjektiven Interessen 
der am jeweiligen Rechtsstreit Beteiligten ankomme. Sowohl das Erfordernis 
der Rechtssicherheit als auch die effektive Sicherstellung des Justizgewährungs-
anspruchs reichen über den einzelnen Prozess hinaus22 und gewinnen so trotz 
der grundrechtlichen Fundierung objektiv-rechtlichen Charakter. Mit anderen 
Worten dient das Institut der Rechtskraft nicht nur dazu, im Einzelfall zu einer 
Befriedung des betreffenden Rechtsverhältnisses beizutragen, sondern auch 
abstrakt zur allgemeinen Schaffung von Rechtsfrieden und Rechtssicherheit im 
Bereich gerichtlicher Entscheidungen23.

Wenn in diesem Zusammenhang das Zusammenspiel zwischen dem Bedürf-
nis nach Rechtssicherheit einerseits und der durch die Rechtskraft einge-
schränkten Überprüfbarkeit gerichtlicher Entscheidungen andererseits schlag-
wortartig als Konfl ikt zwischen Rechtssicherheit und materieller Gerechtigkeit 
bezeichnet wird24, so ist dies ist von der Grundidee ohne weiteres zutreffend, da 

sowie ausführlich ders., Zur Lehre von der materiellen Rechtskraft, S.  43 ff., insbesondere 
S.  49, ab, wobei er jedoch zwischen einer »absoluten« und einer »relativen Rechtskraft« unter-
schied. Auch Pohle, in Scritti in memoria di Calamandrei, vol. II, S.  377 (385) sieht die Zielset-
zungen sowohl im öffentlichen wie im individuellen Interesse begründet.

19 BVerfGE 107, 395 (401); anders noch Baur, AcP 153 (1954), 393 (398 ff.), der ihn aus 
Art.  103 Abs.  1 GG, also dem Recht auf rechtliches Gehör, ableitet.

20 So etwa ausdrücklich Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  32.
21 Vgl. BVerfGE 1, 433 (437); BVerfGE 60, 253 (266 ff.); BVerfGE 107, 395 (401 f.); ebenso 

Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  32; Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, 
VwGO, §  121 Rn.  3.

22 So auch Pohle, J.Bl. 1957, 113 (114).
23 So etwa BGHZ 3, 82 (85 ff.). In diesem Sinne auch Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, 

S.  443 (512), der von der »Bewährung des Prozesses selbst als Rechtsschutzeinrichtung« 
spricht. Ebenso Pohle, J.Bl. 1957, 113: »Bewährung der Rechtsordnung«.

24 So etwa BVerfGE 15, 313 (319); BVerfGE 19, 150 (166); BVerfGE 60, 253 (269); Clausing, 
in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  4; Rennert, in Eyermann/Fröhler, 
VwGO, §  121 Rn.  4; vgl. auch Zeuner, in Wissenschafts-Festgabe BGH, S.  337 (343). Beide 
Aspekte sind Ausfl uss des Rechtsstaatsprinzips, vgl. BVerfGE 60, 253 (268 f.); Walker, in Wis-
senschafts-Festgabe BGH, S.  367.
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die Rechtskraft unabhängig von der dem Urteil zugrundeliegenden materiellen 
Rechtslage eintritt. Jedoch eignet sich diese Beschreibung nur bedingt zu einer 
allgemeinen Beschreibung der Ziele der Rechtskraft, da sie den Blick auf inhalt-
lich unzutreffende Entscheidungen verengt25. Das Rechtssicherheitsbedürfnis 
greift aber auch gerade dort ein, wo eine materiell richtige Entscheidung erneut 
in Frage gestellt werden soll26. Das Abstellen auf den Justizgewährungsanspruch 
als Gegenpol zum Bedürfnis nach Rechtssicherheit beschreibt den Konfl ikt all-
gemeiner und damit umfassender.

Ob auch das Ansehen der Justiz ein Ziel der Rechtskraft sein kann, ist nicht 
unumstritten. Zuweilen wird dies kategorisch abgelehnt, da Urteilen allein 
durch die Unanfechtbarkeit nicht der »Anfl ug von Unfehlbarkeit« verliehen 
werden könne27. Dies ist sicherlich richtig, trifft allerdings nicht den Kern des 
Problems. Denn um einen Unfehlbarkeitsanspruch geht es hierbei nicht, will 
man nicht allzu einseitig erneut bloß materiell unrichtige Urteile in den Blick 
nehmen. Es geht lediglich darum, das Prozessrecht vor dem Vorwurf der Belie-
bigkeit und des mangelnden Durchsetzungsvermögens zu bewahren, dem es 
ausgesetzt wäre, könnten auch inhaltlich richtige oder zumindest vertretbare 
Entscheidungen unbegrenzt in Frage gestellt werden28. So verstanden kommt 
nämlich durchaus auch dem Ansehen der Justiz eine Stabilisierungsfunktion 
innerhalb der Rechtsordnung zu, welche sich ohne weiteres in die Zielsetzungen 
der Rechtskraft einfügt.

Dem öffentlichen Interesse an einer Entlastung der Justiz wird schließlich 
zuweilen nur der Charakter eines Sekundärzieles eingeräumt29. Sicherlich kann 
alleine das Entlastungsargument eine Versagung des Justizgewährungsan-
spruchs nicht tragen, ohne auf das überragende Ziel der Rechtssicherheit zu-
rückzugreifen. Auf der anderen Seite darf der Entlastungsaspekt gerade in 
Zeiten knapperer Ressourcen nicht zu gering geschätzt werden; denn die Ent-
lastung ist schließlich nicht Selbstzweck, sondern steht im Dienste der Funkti-
onsfähigkeit der Rechtspfl ege, welche als wichtiges Allgemeininteresse aner-

25 Gegen diese Verengung bereits Hellwig, Klagrecht und Klagmöglichkeit, S.  93; ebenso 
Schumann, in Festschrift Bötticher, S.  289 (316: »pathologische Erscheinung«) sowie in ande-
rem Zusammenhange auch Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, S.  443 (458).

26 So bereits zutreffend Savigny, System des heutigen Römischen Rechts, Bd.  VI, §  280 
(S.  263 f.).

27 So Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  33.
28 Vgl. BVerwGE 91, 256 (258): »Vertrauen in die Beständigkeit des Rechts«. Für eine Ein-

beziehung des Ansehens der Justiz auch BGHZ 36, 365 (367); ebenso Rimmelspacher, Mate-
riellrechtlicher Anspruch und Streitgegenstandsprobleme, S.  228. Ganz klar auch die frühere 
Lehre, vgl. Otto Mayer, Zur Lehre von der materiellen Rechtskraft, S.  43, der jedoch betont 
(S.  55 f.), dass im Verwaltungsprozess der Schwerpunkt auf der individualschützenden Kom-
ponente liege.

29 So etwa Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  32.
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kannt ist30. Letztlich stellt nämlich sie die effektive Erfüllung des Justizgewäh-
rungsanspruchs sicher.

3. Materielle und prozessuale Rechtskrafttheorien

Seit jeher umstritten ist die dogmatische Einordnung des Instituts der Rechts-
kraft. Der weit über ein Jahrhundert lang geführte Streit muss hier nicht im 
einzelnen dargestellt werden, weil mittlerweile weitgehende Einigkeit dahinge-
hend erreicht ist, dass die Frage nach dem dogmatischen Charakter der Rechts-
kraft auf die praktische, an den gesetzlichen Vorgaben orientierte Anwendung 
des Prinzips wenig Einfl uss hat31. Im wesentlichen standen sich stets materielle 
und prozessuale Rechtskrafttheorien gegenüber32.

a) Materielle Rechtskrafttheorien

Die erste, noch römisch- und gemeinrechtlich beeinfl usste33 Rechtskrafttheo-
rie, zu deren ersten Vertretern namentlich Savigny und Windscheid gehörten, 
war eine materielle. Wenngleich sie heute nicht mehr der herrschenden Ansicht 
entspricht und ihre Wurzeln nurmehr von rechtshistorischem Interesse sind, 
liegt dieser Theorie doch ein besonderes Verständnis von der Prozessrechts- 
und Urteilslehre zugrunde, welches nicht nur im deutschen Recht seine Vertre-
ter besaß34. Diese Erkenntnis erleichtert das Verständnis der Rechtskraftdis-
kussion in anderen Rechtsordnungen. Zudem war die materielle Rechtskraft-
theorie die zum Zeitpunkt der Ausarbeitung der Reichs-Civilprozeßordnung 
von 1877 (die im wesentlichen der heutigen ZPO entspricht) herrschende An-
sicht und beeinfl usste die Gesetzesredaktion nicht unmaßgeblich35. Zwar sind 
die Rechtskraftbestimmungen der CPO bzw. ZPO, die für das zivilistische und 
öffentliche Prozessrecht nach wie vor Grundnormcharakter besitzen, letztlich 
so gefasst, dass sie auch eine prozessuale Rechtskraftdeutung zulassen. Doch 
erklärt der theoretische Hintergrund des Gesetzgebers manche konzeptionellen 
Grundannahmen des Gesetzes und einzelner Rechtsprechungsfi guren.

30 Vgl. BVerfGE 33, 367 (383); BVerfGE 103, 44 (64); BVerfGE 118, 168 (206); BVerwGE 38, 
105 (113). Auch sie führt das BVerfG (E 33, 367 (383)) auf das Rechtsstaatsprinzip zurück.

31 Vgl. Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  26; Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/
Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  19. Damit ist freilich nicht der allgemeine theoretische Nutzen des 
Streits um die dogmatische Einordnung der Rechtskraft infrage gestellt, wie Gaul, in Fest-
schrift Flume, Bd.  I, S.  443 (444 f.) kritisiert.

32 Zur historischen Entwicklung näher Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, S.  443 (447 ff.).
33 Näher dazu Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, S.  443 (453 ff.); ausführlich und mit Dar-

stellung der rechtshistorischen Grundlagen sowie ihrer Rezeption Reischl, Die objektiven 
Grenzen der Rechtskraft, S.  10 ff.

34 Vgl. etwa unten 3. Kapitel I 2 a zum französischen Recht.
35 Vgl. Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, S.  443 (498 ff.).
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Das materielle Rechtskraftkonzept existiert im wesentlichen in zwei Spiel-
arten. Nach der einen, noch von Savigny und Windscheid begründeten Fik-
tions- bzw. Vermutungslehre soll die Rechtskraft die Fiktion36 bzw. die unwi-
derlegliche Vermutung37 der inhaltlichen Richtigkeit des in Rede stehenden 
Urteils und der in ihm angeordneten Rechtsfolge bewirken. Während sich die 
Idee einer Fiktion nie durchsetzen konnte, fand die Vermutungslehre eine – 
wenn auch begrenzte – Anhängerschaft38. Konstruktiv besaß sie die Wirkung 
einer Beweislastnorm auf dem Gebiet des materiellen Rechts39.

Deutlich größere Verbreitung konnte im Gegensatz hierzu die radikalere Va-
riante der materielle Rechtskraftlehre fi nden, nach deren Konzept das Urteil als 
unmittelbar rechtsschaffend begriffen wurde, es also direkt die Rechtslage ver-
änderte40. Dies sollte unabhängig davon gelten, ob das Urteil der materiellen 
Rechtslage tatsächlich entsprach. War dies der Fall, so bestätigte es die zugrun-
deliegende Rechtslage und schuf einen neuen rechtlichen Tatbestand sowie ge-
gebenenfalls einen neuen Titel; war das Urteil hingegen sachlich unzutreffend, 
so gestaltete es das bisher bestehende Recht mit konstitutiver Wirkung um41. 
Zuweilen wurde das Urteil seiner Wirkung nach mit einem Feststellungsvertrag 
verglichen42. Zum Konzept dieser vertragsähnlichen Lösung gehörte auch die 
verbreitete Auffassung, dass die Durchsetzung der Rechtskraftwirkung im 
Prozess in der Hand der Parteien liegen müsse. Insbesondere sollte sie nämlich 
einredeweise geltend gemacht werden müssen43.

36 So Savigny, Das System des heutigen Römischen Rechts, Bd.  VI, §  280 (S.  261).
37 So Windscheid, Die Actio des römischen Civilrechts vom Standpunkt des heutigen 

Rechts, S.  110 f.; Windscheid/Kipp, Lehrbuch des Pandektenrechts, Bd.  I, §  131 Fn.  2, der die 
Wirkung des rechtskräftigen Urteils mit der eines Geständnisses gleichsetzt. Zur vergleich-
baren systematischen Einordnung der Rechtskraft im französischen Code civil vgl. noch un-
ten 3. Kapitel I 2.

38 So etwa Pohle, in Scritti in memoria di Calamandrei, vol. II, S.  377 (388 ff.); ders., J.Bl. 
1957, 113 (118); J. Blomeyer, JR 1968, 407 (409).

39 So zutreffend Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, §  150 Rn.  4; Leipold, in 
Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  25.

40 So insbesondere Pagenstecher, Zur Lehre von der materiellen Rechtskraft, S.  302 ff.; 
ders., ZZP 37 (1908), 1 (10 f.); RGZ 46, 334 (336); RGZ 71, 309 (311); RGZ 75, 213 (215); RGZ 
78, 389 (395); Neuner, ZZP 54 (1929), 217 (238 ff.); Martens, ZZP 79 (1966), 404 (419 f.). Kri-
tisch dagegen etwa Schumann, in Festschrift Bötticher, S.  289 (305 ff.), auch zum allgemeinen 
rechtstheoretischen Hintergrund dieser Lehre.

41 Vgl. Pagenstecher, Zur Lehre von der materiellen Rechtskraft, S.  303; ders., ZZP 37 
(1908), 1 (10 ff.), der bei einem materiell zutreffenden Urteil von einer »authentischen Dekla-
ration« der geltend gemachten Rechtslage spricht.

42 So etwa Pagenstecher, Zur Lehre von der materiellen Rechtskraft, S.  94 ff. Sehr kritisch 
bereits Gaupp/Stein, Civilprozeßordnung, §  322 Anm. II Fn.  16 gegen diese Konstruktion des 
Feststellungsvertrags: Dieser sei »reine Phantasie«. Kritisch ebenfalls Gaul, in Festschrift 
Flume, Bd.  I, S.  443 (495 ff.); Pohle, in Scritti in memoria di Calamandrei, vol. II, S.  377 (386).

43 Ausführlich und kritisch zur älteren Lehre in dieser Frage Gaul, in Festschrift Flume, 
Bd.  I, S.  443 (482 ff.).
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Die Nachteile dieses Konzepts lassen sich im wesentlichen in zwei Grundli-
nien einteilen. In konstruktiver Hinsicht überzeugt die Annahme einer unmit-
telbar rechtsschaffenden Wirkung des Urteils wenig, zumal sie nirgendwo aus-
drücklich angeordnet ist. Überdies erscheint es unnötig kompliziert, bei Durch-
brechungen der Rechtskraft eine erneute Rechtsänderung anzunehmen. Im 
Hinblick auf die Zielsetzungen der Rechtskraft hatte die materielle Lehre stets 
Schwierigkeiten, das Verhältnis zwischen dem ursprünglichen Urteil und einem 
diesem widersprechenden, unter Missachtung der Rechtskraft ergangenen zu 
erklären. Das ursprüngliche Urteil hätte wegen seiner rein materiellrechtlichen 
Wirkung in Bezug auf das Rechtsverhältnis der Parteien keine höhere Stabilisie-
rungswirkung als die zugrundeliegende materielle Gesetzeslage. Auch der dis-
positive Charakter begegnet Bedenken. Wenngleich auch in anderen Rechts-
ordnungen die Berufung auf die Rechtskraft verzichtbar ist44, hat dies doch auf 
die Erfüllung der Zielsetzungen des Rechtsinstituts negative Auswirkungen. 
Sie erreicht nicht dasselbe Maß an Streitbeendigung wie eine von Amts wegen 
zu beachtende Rechtskraftwirkung, da es den Parteien offen stünde, einmal 
entschiedene Fragen erneut zur Disposition zu stellen. Versteht man die Zielset-
zungen der Rechtskraft rein subjektiv auf die konkreten Beteiligten bezogen, 
mag dies annehmbar erscheinen. Da die Rechtskraft mit der Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit der Justiz aber auch objektive Ziele verfolgt, die nicht zur 
Disposition der Parteien stehen können, ist die alleinige Bezugnahme auf den 
Parteiwillen nicht gut vertretbar45.

b) Prozessuale Rechtskrafttheorien

Bereits früh hat sich als Gegenposition zur materiellen Rechtskrafttheorie ein 
prozessuales Rechtskraftkonzept herausgebildet. Dieses bestreitet die rechtsge-
staltende Wirkung des rechtskräftigen Urteils, da Rechtssetzung grundsätzlich 
nicht in der Kompetenz der Gerichte liege46. Nach dieser Konzeption verpfl ich-
tet die Rechtskraft einer Entscheidung lediglich die in der Folge mit demselben 
Streitgegenstand befassten Gerichte, die Entscheidung des Ausgangsrechts-
streits als für das betreffende Rechtsverhältnis maßgeblich zu beachten47. Wie 

44 Vgl. zum französischen Recht 3. Kapitel III 1; zum englischen Recht 4. Kapitel IV.
45 So auch bereits Bülow, AcP 83 (1894), 1 (128); Pohle, in Scritti in onore di Calamandrei, 

vol. II, S.  377 (402); Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, S.  443 (523 f.).
46 Anschaulich Wach, Vorträge über die Reichs-Civilprozessordnung, S.  134 f.: Die Rechts-

kraft entscheide nicht über die Wahrheit und sei bloß »Rechtsanwendung, nicht Rechtsschöp-
fung«. Dementsprechend verdanke auch das Urteil seine Wirkung weder seiner Überzeu-
gungskraft noch der materiellen Wahrheit, sondern stütze sich auf die »autoritative Kraft der 
Staatsgewalt«.

47 Vgl. deutlich etwa Schumann, in Festschrift Bötticher, S.  289 (307 ff.) sowie bereits Hell-
wig, Klagrecht und Klagmöglichkeit, S.  92 f.; ders., Wesen und subjektive Begrenzung der 
Rechtskraft, S.  16.
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sich diese Verpfl ichtung im konkreten Falle jedoch äußert, ist innerhalb der 
prozessualen Theorie seit längerem umstritten. Zuweilen wird lediglich eine 
Bindungswirkung angenommen, die es dem nachfolgenden Gericht untersagt, 
über den betreffenden Streitgegenstand anders als in der ersten Entscheidung zu 
erkennen. Ein Verbot der erneuten Verhandlung der Sache und einer Entschei-
dung mit dem gleichen Inhalt wie die Ausgangsentscheidung ist mit dieser Lö-
sung nicht verbunden48. Die Gegenansicht vertritt genau ein derartiges Verbot. 
Nach ihrer Auffassung darf entsprechend dem Grundsatz ne bis in idem über 
einen einmal entschiedenen Streitgegenstand nicht erneut verhandelt werden 
und keine erneute – auch nicht eine gleichlautende – Entscheidung über die in 
dem rechtskräftigen Erkenntnis festgesetzte Rechtsfolge ergehen49.

Beide Spielarten der prozessualen Theorie lösen die Wirkung der Rechtskraft 
weitgehend von dem Einfl uss der Parteien, da sie auch in der theoretischen Be-
gründung nicht mehr auf deren Willen abstellen, sondern in der Rechtskraft 
letztlich ein hoheitliches Gebot an das mit der Sache befasste Gericht erkennen. 
Hieraus ergibt sich auch, dass nach beiden Theorien die Rechtskraft stets von 
Amts wegen zu beachten ist50.

Die heute herrschende Ansicht in Literatur und Rechtsprechung versteht das 
Rechtskraftprinzip primär im Sinne der strengeren prozessualen ne bis in idem-
Lehre51. Dies ist von den oben I 2 geschilderten Zielsetzungen her durchaus 

48 Sogenannte Lehre vom Abweichungsverbot bzw. Bindungsgebot: So etwa Stein, in Fest-
gabe Fitting, S.  333 (414 ff.), der die Unzulässigkeit einer erneuten Klage nicht in der Rechts-
kraft der ersten Entscheidung, sondern in dem fehlenden Rechtsschutzbedürfnis sieht. Eben-
so Gaupp/Stein, Civilprozeßordnung, §  322 Anm. II; Hellwig, Wesen und subjektive Begren-
zung der Rechtskraft, S.  12. Aus der neueren Literatur etwa Lüke, Zivilprozessrecht, Rn.  353; 
Redeker/von Oertzen, VwGO, §  121 Rn.  5; Detterbeck, NVwZ 1994, 35 (37); ders., Streitge-
genstand und Entscheidungswirkungen, S.  106 ff. (zum Verwaltungsprozess) und S.  341 ff. 
(zum Verfassungsprozess). Kritisch zu dieser Lehre Gaul, in Festschrift Flume, Bd.  I, S.  443 
(514).

49 Sogenannte Lehre von Wiederholungsverbot: Klassisch etwa Schwartz, in Festgabe 
Dernburg, S.  309 (334 ff.); grundlegend Bötticher, Kritische Beiträge zur Lehre von der mate-
riellen Rechtskraft, S.  128 ff., insbesondere 139 ff. Kritisch hierzu Pohle, J.Bl. 1957, 113 
(115 f.).

50 So grundlegend Bülow, AcP 83 (1894), 1 (13 ff., 118 ff.); ausdrücklich auch Gaupp/Stein, 
Civilprozeßordnung, §  322 Anm. II; Schwartz, in Festgabe Dernburg, S.  309 (332); Gaul, in 
Festschrift für Flume, Bd.  I, S.  443 (506). Dies schließt freilich nicht aus, dass die Parteien 
nach Erlass des Urteils die Streitfrage einvernehmlich anders regeln; sie können sie lediglich 
nicht noch einmal dem Gericht zur Entscheidung unterbreiten. Strenger wohl noch Bülow, 
AcP 83 (1894), 1 (80 ff.), der nur den unentgeltlichen Verzicht bzw. Erlass gestatten wollte.

51 Vgl. etwa BGHZ 34, 337; BGHZ 35, 338; BGHZ 36, 365 (367); BGHZ 93, 287; BGH 
NJW 1985, 2825 (2826); BGH NJW 1987, 371; Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozess-
recht, §  150 Rn.  7 f.; Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  39; Jauernig, Zivilprozessrecht 
§  62 III 1 (S.  199). Für den Verwaltungsprozess Kornblum, JZ 1962, 654 (655); Clausing, in 
Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  19 f.; Rennert, in Eyermann/Fröhler, 
VwGO, §  121 Rn.  9; Kopp/Schenke, VwGO, §  121 Rn.  9; BVerwGE 25, 7; BVerwG NJW 
1996, 737. Für den Verfassungsprozess ebenso BVerfGE 33, 199 (203 f.); BVerfGE 65, 179 
(181); BVerfGE 70, 242 (249 f.); Benda/Klein, Verfassungsprozessrecht, Rn.  1296.
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konsequent. Den Geboten der Rechtssicherheit und der Befriedung wird sicher-
lich der völlige Ausschluss einer Neuverhandlung und Entscheidung über 
denselben Streitgegenstand gerecht. Es ist schwer ersichtlich, wieso ein Gericht 
durch eine erneute Verhandlung gleichsam erst falsche Hoffnungen wecken 
sollte, um dann in der Sache doch nur die Entscheidung des Ausgangsrechts-
streits zu wiederholen52. Eine bessere Erfüllung des Justizgewährungsanspruchs 
wäre hiermit jedenfalls nicht verbunden. Dass die ne bis in idem-Lehre im Ge-
genteil das Ziel der Entlastung der Gerichte und damit der Förderung der Funk-
tionsfähigkeit der Justiz am besten erfüllt, liegt auf der Hand53.

Dies schließt freilich nicht aus, dass das Gericht auch außerhalb der klas-
sischen Wiederholungssituation an die Entscheidung des Ausgangsgerichts ge-
bunden ist54. Relevant wird dieses Element vor allem im Falle nicht oder nur 
teilidentischer Streitgegenstände in Bezug auf präjudizielle Vorfragen. Auf die 
Reichweite dieser Bindungswirkung wird an anderer Stelle noch zurückzu-
kommen sein55. Unproblematisch ergibt sich die Bindung der Parteien und da-
mit auch der Entscheidungsgewalt nachfolgender Gerichte aus §  121 VwGO, 
der diese Bindungswirkung für den Verwaltungsprozess ausdrücklich anord-
net56. Aber auch im Zivilprozess ist sie als notwendige Folge der »Unangreifbar-
keit« der rechtskräftigen Entscheidung in Rechtsprechung und Literatur letzt-
lich allgemein anerkannt57. Die Begründung hierfür variiert, da die klassische 
ne bis in idem-Lehre ihr Augenmerk weniger auf diese Frage richtete als auf das 
Problem der Wiederholung. Der zuweilen vorgeschlagene Rückgriff auf Ele-
mente der materiellen Rechtskraftlehre58 erscheint im Gesamtkonzept der pro-
zessualen Theorie wenig systemgerecht59 und ist den oben genannten Bedenken 
ausgesetzt. Sachgerechter erscheint es, die Bindungswirkung als zwingende 
Folge in dem strikten Verbot der Neuverhandlung und Neuentscheidung mit-

52 Ähnlich auch BGHZ 93, 287 (289); Bötticher, Kritische Beiträge zur Lehre von der ma-
teriellen Rechtskraft, S.  202 f.; Jauernig, Zivilprozessrecht, §  62 III 1 (S.  199); Clausing, in 
Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  20, der den Grundsatz der Einmalig-
keit der Rechtsschutzgewähr betont.

53 Vgl. Bötticher, Kritische Beiträge zur Lehre von der materiellen Rechtskraft, S.  203, der 
die Prozessökonomie hervorhebt: »sparsames Umgehen mit der staatlichen Rechtspfl egetätig-
keit«.

54 So auch bereits Bötticher, Kritische Beiträge zur Lehre von der materiellen Rechtskraft, 
S.  139, der ausdrücklich beide Wirkungsweisen anerkennt.

55 Hierzu näher unten III 3.
56 Hierauf weist zu Recht Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 

Rn.  20 hin. Zur unterschiedlichen Redaktion von §  322 ZPO und §  121 VwGO vgl. auch Ren-
nert, VBlBW 1993, 281 (282).

57 Vgl. etwa Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, §  150 Rn.  9; Leipold, in 
Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  22; Gaul, in Festschrift für Flume, Bd.  I, S.  443 (460 f., 520); Zeu-
ner, in Wissenschafts-Festgabe BGH, S.  337 (341 f.). Für die Rechtsprechung vgl. etwa BGH 
NJW 1960, 1460; BGH NJW 1985, 1553; BGH NJW 2008, 1227.

58 So etwa Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  34 ff.
59 So auch Gaul, in Festschrift Flume, S.  344 (524).
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enthalten zu sehen; denn was ein Gericht selbst nicht mehr erneut entscheiden 
dürfte, muss es – gleichsam als Minus dieses prozessualen Verbots – in seiner 
eigenen Entscheidung als gegeben anerkennen, sofern das Problem in einen an-
deren Zusammenhang als der direkten Wiederholungssituation auftaucht. 
Denkbar wäre überdies, eine Analogie zu der moderneren verwaltungsprozes-
sualen Normierung zu sehen, mit welcher der Gesetzgeber deutlich gemacht 
hat, dass er der Rechtskraft allgemeine Bindungswirkung in Folgeprozessen 
zuerkennt60.

II. Tatbestandliche Voraussetzungen und Grenzen 
der materiellen Rechtskraft

Über die tatbestandlichen Voraussetzungen der materiellen Rechtskraft besteht 
im Ausgangspunkt im wesentlichen Einigkeit. Unterschiedliche Auffassungen 
fi nden sich hinsichtlich der Ausfüllung der einzelnen Begriffl ichkeiten. Dies 
gilt namentlich für die objektiven und subjektiven Rechtskraftgrenzen, welche 
– im Gegensatz zu den dem Bereich der Rechtskraftwirkungen zuzuordnenden 
zeitlichen Grenzen – ebenfalls zum Tatbestand der Rechtskraft zu rechnen 
sind.

1. Gerichtliche Entscheidung

Die erste allgemeine Voraussetzung der materiellen Rechtskraft besteht im Vor-
liegen einer gerichtlichen Entscheidung, die der Rechtskraft fähig ist.

a) Rechtskraftfähige gerichtliche Entscheidungen

Die ganz herrschende Ansicht unterscheidet auch hier zwischen der formellen 
und der materiellen Rechtskraftfähigkeit. Entscheidend ist wiederum die Ziel-
setzung: Formelle Rechtskraft können alle diejenigen Entscheidungen erlangen, 
die der selbständigen Anfechtung durch Rechtsbehelfe unterliegen oder vom 
Gesetz für unanfechtbar erklärt sind, nicht aber solche, die nach der Konstruk-
tion des Gesetzes nur zusammen mit dem Endurteil angegriffen werden kön-
nen61. Materiell rechtskraftfähig sind hingegen nur solche Entscheidungen, die 
zum einen formell rechtskraftfähig sind und zum anderen zusätzlich darauf ab-

60 Für diese Analogie auch Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, §  150 Rn.  9; 
Gottwald, in Münchener Kommentar ZPO, §  322 Rn.  14, jeweils unter Hinweis auf die Paral-
lelnormen der §§  141 Abs.  1 SGG, 110 Abs.  1 FGO.

61 Vgl. Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  3; Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/
Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  13
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zielen, einen bestimmten Teil des Klagebegehrens endgültig und mit Verbind-
lichkeit zu entscheiden62. Zwischenentscheidungen, welche das Endurteil dage-
gen nur vorbereiten, können daher, selbst wenn sie eigenständig durch Rechts-
behelfe angreifbar und daher der formellen Rechtskraft fähig sind, nicht 
materiell rechtskräftig werden, sondern lediglich eine innerprozessuale Bin-
dungswirkung entfalten. Dies gilt insbesondere für Zwischenurteile nach §  109 
VwGO bzw. §  280 Abs.  2 ZPO, sofern sie nicht abschließend einen Zwischen-
streit mit einem Dritten entscheiden, und für Grundurteile nach §  111 VwGO 
bzw. §  304 Abs.  2 ZPO63.

Sofern diese allgemeinen Voraussetzungen erfüllt sind, sind neben Prozess- 
und Sachurteilen auch Gerichtsbescheide und Beschlüsse formell und materiell 
rechtskraftfähig64. Dass die gesetzlichen Bestimmungen der §§  121 VwGO bzw. 
322 ZPO nur von Urteilen sprechen, ist unschädlich, da sie in Bezug auf die 
Rechtskraftfähigkeit keine abschließende Regelung treffen wollen65.

b) Die Abgrenzung zur Endgültigkeit von Verwaltungsentscheidungen

Wenn die Rechtskraft nach alldem nur gerichtlichen Entscheidungen zukom-
men kann, so ist damit gleichzeitig eine klare Trennung von der Endgültigkeit, 
die Verwaltungsentscheidungen erreichen können, verbunden. Nach der deut-
schen Dogmatik ist das Institut der Bestandskraft von Verwaltungsakten streng 
von der Rechtskraft zu unterscheiden66. Wenngleich die beiden Rechtsinstitute 
strukturelle Ähnlichkeiten aufweisen – beide verbinden eine regelmäßig nach 
Fristablauf eintretende formale Präklusion mit der Anordnung einer materiell-
rechtlich wirkenden Verbindlichkeit für das betreffende Rechtsverhältnis in 
den Grenzen des Entscheidungsinhalts –, unterscheiden sie sich doch grundle-
gend67. Zwar zielt auch das Institut der Bestandskraft auf die Schaffung von 
Rechtssicherheit in den Rechtsbeziehungen ab und erfüllt damit ebenfalls eine 

62 Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  51 ff.; Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/
Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  13.

63 Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  14; Leipold, in 
Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  58 f. Vorbehaltsurteile werden erst durch das Urteil im Nachver-
fahren rechtskräftig, vgl. Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  56.

64 Kopp/Schenke, VwGO, §  121 Rn.  4 mit weiteren Nachweisen.
65 Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  51. Für Beispiele rechtskraftfähiger Beschlüsse 

im Verwaltungsprozessrecht vgl. die Übersicht bei Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/
Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  15 ff. Zum Sonderfall der Rechtskraft des Vollstreckungsbescheids 
vgl. etwa Gottwald, in Münchener Kommentar zur ZPO, §  322 Rn.  31, 193 mit weiteren 
Nachweisen.

66 Diese Unterscheidung hat eine lange Tradition, vgl. bereits ausdrücklich Bötticher, Kri-
tische Beiträge zur Lehre von der materiellen Rechtskraft, S.  69 ff.; Otto Mayer, AöR 21 
(1907), 1 (23 ff.).

67 Vgl. Schenke, DÖV 1983, 320 (321); von Arnauld, Rechtssicherheit, S.  279; Rennert, in 
Eyermann/Fröhler, VwGO, §  121 Rn.  18.
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Stabilisierungsfunktion, doch sind seine Wirkungen deutlich eingeschränkter 
als diejenigen der Rechtskraft68. Insbesondere besteht für die Verwaltung kei-
neswegs das strikte Verbot, eine bereits entschiedene Sache wiederaufzuneh-
men, wie sich namentlich aus den §§  48 ff. VwVfG ergibt69. Das Urteil weist 
demzufolge eine weitaus höhere Beständigkeit auf als eine Verwaltungsent-
scheidung, was insbesondere in der verfassungsrechtlichen Aufgabenzuweisung 
und den hieraus resultierenden unterschiedlichen Verfahrensgestaltungen be-
gründet liegt. Während die Verwaltung zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein ge-
wisses Maß an Flexibilität in ihren Entscheidungen benötigt, da sie steuernde 
Entscheidungen zu treffen hat, hat der Verfassungsgeber den Gerichten die 
Kompetenz zur endgültigen Streitentscheidung und damit zur endgültigen Er-
füllung des Rechtsschutzanspruches des einzelnen zugewiesen70. Der gericht-
liche Prozess weist daher im Vergleich zum Verwaltungsverfahren auch eine 
höhere Richtigkeitsgewähr auf und bietet für die verfahrensrechtlichen Positi-
onen der Beteiligten weitergehende Schutzmechanismen. Aus diesem Grunde 
bestehen hinsichtlich der Beständigkeit und der zeitlichen Reichweite grundle-
gende Unterschiede71.

Anders als dies in anderen Rechtskulturen der Fall ist, die ein mehr oder we-
niger ausgeprägtes System an insbesondere verwaltungsrechtlichen Spezialge-
richten besitzen72, ist in der deutschen Rechtsordnung die Abgrenzung von Ge-
richten einerseits und allgemeiner Verwaltung andererseits stets eindeutig. Dies 
beruht auf der grundgesetzlich vorgegebenen (Art.  92 GG) klaren Trennung 
von Verwaltungsfunktion und rechtsprechender Funktion. Dieses Grundkon-
zept zeigt sich etwa in der Bestimmung des §  40 VwGO, welcher in allen öffent-
lich-rechtlichen Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art die Zuständig-
keit der Verwaltungsgerichte anordnet, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. Neben den Entscheidungen der Gerichte kann also nach deutschem 
Verständnis eine Rechtskraftwirkung nur noch den Sprüchen der Schiedsge-

68 In diesem Sinne auch BVerwGE 48, 271; BGH NJW 1994, 2091 (2092); BGHZ 113, 17 
(20); BGH NJW 1995, 394. Differenzierend nach Art und Funktion des zugrundeliegenden 
Verwaltungsverfahrens BVerfGE 2, 380 (393).

69 Nicht einmal im Falle der Bestätigung eines Verwaltungsaktes durch ein rechtskräftiges 
Urteil tritt eine derartige absolute Bindung der Verwaltung ein; vgl. etwa BVerwG NVwZ 
1986, 293. Aus Sicht der Rechtskraftdogmatik rechtfertigt sich dieses Ergebnis aus der nur auf 
den jeweiligen Streitgegenstand bezogenen Bindungswirkung des Urteils, vgl. dazu näher 
unten 3 a.

70 Vgl. BVerwGE 48, 271; Schenke, DÖV 1983, 320 (321); von Arnauld, Rechtssicherheit, 
S.  279; Rennert, in Eyermann/Fröhler, VwGO, §  121 Rn.  18.

71 Geringer dürften die Unterschiede in der objektiven Reichweite sein, da diese hier wie 
dort maßgeblich durch das Begehren des einzelnen bestimmt wird. Auch in subjektiver Hin-
sicht sind die Unterschiede gering, da beide Rechtsinstitute ihrem Grundsatz nach relativ 
wirken; für Ausnahmen der Rechtskrafterstreckung vgl. unten 4 b.

72 Vgl. für das englische Recht unten 4. Kapitel III 2.
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richte zukommen, welche jedoch eigenständigen Regeln unterliegen, auf die 
hier nicht näher eingegangen werden soll73.

c) Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

Auch die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts erlangen, sofern sie 
die übrigen Voraussetzungen hierfür erfüllen, formelle und materielle Rechts-
kraft. Obgleich das BVerfGG insoweit keine eigenständige Regelung bereithält, 
unterscheiden sie sich in dieser Beziehung nicht wesentlich von den Entschei-
dungen anderer Gerichte74. Insbesondere ist es anerkannt, dass auch Normen-
kontrollentscheidungen des Bundesverfassungsgerichts Rechtskraftwirkung 
entfalten75. Da gegen die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts keine 
Rechtsbehelfe gegeben sind, werden sie wie die Entscheidungen der obersten 
Fachgerichte mit ihrer Verkündung bzw. mit ihrer prozessordnungsgemäßen 
Bekanntgabe formell rechtskräftig76.

2. Endgültigkeit

Dass der Eintritt der materiellen Rechtskraftwirkung nach deutschem Ver-
ständnis die formelle Rechtskraft der Entscheidung zwingend voraussetzt, ist 
bereits erörtert worden77. Dieses Erfordernis beruht auf der Grundentschei-
dung, dass die weitreichenden Wirkungen der materiellen Rechtskraft, insbe-
sondere das Gebot der allgemeinen Maßgeblichkeit, nur endgültigen Entschei-
dungen zukommen sollen und nicht solchen, die noch anfechtbar sind und da-
her gegebenenfalls noch der Veränderung unterliegen.

Das hiermit formulierte Erfordernis der Endgültigkeit ist indes nicht so zu 
verstehen, als schlösse es die materielle Rechtskraftwirkung von Entschei-
dungen im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes kategorisch aus. Freilich 
sind in diesem Zusammenhang zwei Aspekte zu berücksichtigen: Zum einen 

73 Vgl. zu den Wirkungen der Entscheidungen der Schiedsgerichte nach der ZPO etwa 
Geimer, in Zöller, ZPO, §  1055 Rn.  1 ff.

74 So ausdrücklich BVerfGE 4, 31 (38); s. ebenfalls BVerfGE 5, 34 (37 f.); BVerfGE 33, 199 
(203); BVerfGE 70, 242 (249); BVerfGE 77, 84 (104); Detterbeck, Streitgegenstand und Ent-
scheidungswirkungen, S.  327 ff.; Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  307; Bethge, in Fest-
schrift Musielak, S.  77 (80 f.) sowie ders., in Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerf-
GG, §  31 Rn.  30, der §  31 BVerfGG als »Fundament der Rechtskraft« und die dort normierten 
Bindungswirkungen als »qualifi zierte Formen der Rechtskraft« ansieht. Vgl. ferner Pestaloz-
za, Verfassungsprozessrecht, §  20 Rn.  62 mit zahlreichen weiteren Nachweisen, der (a.a.O. 
Fn.  156) die mangelnde Präzision des Bundesverfassungsgerichts bei der Abgrenzung der ma-
teriellen Rechtskraft von den übrigen Urteilswirkungen rügt.

75 BVerfGE 20, 56 (86 f.); BVerfGE 92, 91 (107); BVerfG NJW 2004, 3620; Bethge, in 
Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, BVerfGG, §  31 Rn.  50.

76 Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, §  20 Rn.  52.
77 Vgl. oben I 1.
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sind diese Entscheidungen nicht endgültig in dem Sinne, dass sie die Hauptsa-
che abschließend regelten. Gleichwohl wollen sie regelmäßig in dem von ihnen 
entschiedenen Bereich des vorläufi gen Rechtsschutzes eine abschließende Rege-
lung treffen78, so dass in Bezug auf diesen Verfahrensabschnitt eine materielle 
Rechtskraftwirkung möglich erscheint. In diesem eingeschränkten Rahmen 
verfolgen die Entscheidungen des vorläufi gen Rechtsschutzes nämlich durchaus 
eine Befriedungsfunktion. Zum anderen unterliegen Entscheidungen im Ver-
fahren des vorläufi gen Rechtsschutzes in der Tat einer erhöhten Abänderbar-
keit, was aus dem vorläufi gen Regelungscharakter der Rechtsschutzform folgt 
und teilweise im Gesetz ausdrücklich bestimmt ist (vgl. §  80 Abs.  7 VwGO so-
wie §  927 ZPO)79. Dies bedeutet, dass das Gericht sich durchaus mit einer be-
reits entschiedenen Frage erneut befassen darf und im gegebenen Falle sogar 
muss, was man als Einschränkung des strengen ne bis in idem-Grundsatzes 
verstehen kann. Auf der anderen Seite ist das Abänderungsverfahren als recht-
lich selbständiges Verfahren zu begreifen80 und wirkt somit – der Struktur nach 
dem Verfahren der Wiederaufnahme in der Hauptsache ähnlich – eher als 
Durchbrechung der Bindungswirkung, ohne diese von vorneherein gänzlich 
auszuschließen. Das Abänderungsverfahren ändert also nichts daran, dass so-
wohl das Gericht als auch die Beteiligten im Verfahren des vorläufi gen Rechts-
schutzes bis zu einer Änderung der Entscheidung an diese gebunden bleiben81. 
Für diesen Verfahrensabschnitt kommt also der ne bis in idem-Grundsatz, der 
Durchbrechungen der Rechtskraft nicht kategorisch ausschießt, durchaus zur 
Anwendung. Dasselbe gilt für die Maßgeblichkeit der Entscheidung für andere 
Verfahren; auch hier ist sie bis zu ihrer Änderung zu beachten und gegebenen-
falls als vorgreifl ich hinzunehmen82. Überdies brächte es dogmatisch keinen 
höheren Erkenntnisgewinn, die Maßgeblichkeit von Entscheidungen des vor-
läufi gen Rechtsschutzes durch ein neues, neben die Rechtskraft gestelltes 
Rechtsinstitut zu erklären. Sachgerechter ist es vielmehr, den Besonderheiten 
der Verfahrensart innerhalb der Rechtskraftdogmatik gerecht zu werden. Aus 
diesen Gründen erkennt die überwiegende Meinung83 zu Recht auch Entschei-

78 Vgl. BFH NVwZ 1993, 607: »die einstweilige Anordnung beinhaltet nicht die vorläufi ge 
Regelung eines endgültigen Zustandes, sondern die abschließende – endgültige – Regelung 
eines vorläufi gen Zustandes«. Zu den unterschiedlichen Streitgegenständen von vorläufi gem 
Rechtsschutz- und Hauptsacheverfahren vgl. näher Schoch, Vorläufi ger Rechtsschutz, 
S.  1548 ff.

79 Zur analogen Anwendung des §  80 Abs.  7 VwGO auf Verfahren des §  123 VwGO vgl. 
Kopp/Schenke, VwGO, §  123 Rn.  35.

80 Vgl. Kopp/Schenke, VwGO, §  80 Rn.  191; VGH München BayVBl. 1997, 50; OVG 
Münster DVBl. 1988, 114.

81 Vgl. Menger, in Festschrift Scupin, S.  847 (859 f.); Clausing, in Schoch/Schmidt-Aß-
mann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  16.

82 Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  16.
83 Vgl. BFH NVwZ 1993, 607; OVG Münster NJW 1971, 296; OVG Münster NJW 1984, 

378; OVG Hamburg, NVwZ-RR 1994, 366; OVG Lüneburg, NVwZ-RR 1995, 376; VGH 
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dungen im Bereich des vorläufi gen Rechtsschutzes materielle Rechtskraftwir-
kung zu, freilich nur unter Berücksichtigung der speziellen Anforderungen des 
Verfahrens und in einem dementsprechend eingeschränkten Umfang.

3. Die objektive Grenze der Rechtskraft: Die Einheit 
des Streitgegenstandes

Eine Rechtskraftwirkung im Sinne der ne bis in idem-Sperre kann eine Ent-
scheidung nur entfalten, wenn sie denselben Streitgegenstand betrifft wie die 
Entscheidung des Ausgangsverfahrens84. Für die negative Rechtskraftwirkung 
stellt die Einheit des Streitgegenstandes mithin eine objektive Tatbestandsvor-
aussetzung dar. In der gängigen deutschen Rechtskraftlehre wird die Einheit 
des Streitgegenstandes indes seltener unter dieser Bezeichnung, sondern eher 
unter dem Begriff der objektiven Grenze der Rechtskraft erörtert. Letztlich 
bleibt sich die Frage der Zuordnung gleich, stellt sie doch nur auf unterschied-
liche Blickwinkel ab: Während man bei einem Verständnis als Tatbestandsvor-
aussetzung eher betont, dass die Rechtskraft ohne diese nicht wirken kann, 
streicht das Verständnis als Grenze heraus, dass die Wirkung nur bis zum Punkt 
der Identität reicht, ohne diese also ebenfalls ins Leere geht. Für den heute an-
erkannten zweiten Effekt der Rechtskraft, nämlich ihre positive Bindungswir-
kung in anderen Verfahren, gilt Gleiches nicht. Hier bildet die Identität des 
Streitgegenstandes weder eine notwendige Voraussetzung für die Rechtskraft-
wirkung noch ihre Grenze. Die entsprechenden Funktionen erfüllt das Rechts-
institut der Präjudizialität85.

a) Der Streitgegenstandsbegriff

Die Defi nition des Streitgegenstandes stellt innerhalb der Rechtskraftlehre tra-
ditionell eines der dogmatisch umstrittensten Konzepte dar.

Die Problematik des Streitgegenstandsbegriffes beginnt damit, dass er inner-
halb des Prozesses an unterschiedlichen Stellen relevant wird. Er spielt überall 
dort eine Rolle, wo es um die Bestimmung des Prozessstoffes in gegenständli-

Mannheim ESVGH 31, 146; VGH Mannheim NVwZ 1983, 354; VGH Mannheim, NVwZ-
RR 1995, 174; VGH Kassel VerwRspr. 25, 637; VGH Kassel ESVGH 30, 213; Schoch, Vorläu-
fi ger Rechtsschutz, S.  1553; Menger, in Festschrift Scupin, S.  847 (850 ff.); in diesem Sinne 
auch OVG Berlin, NVwZ 1990, 681; OVG Lüneburg, DVBl. 1982, 902; VGH Kassel NJW 
1984, 378; VGH Kassel NJW 1987, 1354; OVG Weimar NVwZ-RR 1995, 179; a. A. wohl 
VGH München, NJW 1985, 879.

84 Zum sehr umstrittenen Problemkreis der Rechtskraft bei Teilidentität des Streitgegen-
stands, etwa im Falle von Teilklagen, auf welchen hier nicht näher eingegangen werden kann, 
vgl. überblicksartig Zeuner, in Wissenschafts-Festgabe BGH, S.  337 (347 ff.); näher Leipold, 
in Festschrift Zeuner, S.  431 ff.; Marburger, in Gedächtnisschrift Knobbe-Keuk, S.  187 ff.

85 Näher dazu unten III 3.
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cher Hinsicht geht. Beispiele sind insoweit die Problemkomplexe der Klageän-
derung, der Klagehäufung sowie – der Rechtskraftproblematik am nächsten 
verwandt – der Rechtshängigkeit. Es ist verschiedentlich erörtert worden, ob 
die Einheit der Prozessrechtsordnung es erforderlich macht, in all diesen Berei-
chen einen einheitlichen Streitgegenstandsbegriff zu verwenden86. Tatsächlich 
sprechen Erwägungen der Rechtsklarheit für diese These87. Zwingend in dem 
Sinne, dass eine Streitgegenstandsdefi nition im Rahmen der Rechtskraftlehre 
sich notwendig an dem Gebot der Einheitlichkeit auszurichten hätte, erscheint 
sie indes nicht. So verwendet bereits das Gesetz in den unterschiedlichen Pro-
zessrechtsbereichen unterschiedliche Terminologien (vgl. etwa für die Rechts-
kraft einerseits §  121 VwGO (»Streitgegenstand«), andererseits §  322 ZPO 
(»Anspruch«), für die Rechtshängigkeit §  90 VwGO und §  261 ZPO (»Streitsa-
che«), für die objektive Klagehäufung wiederum anders §  44 VwGO (»Klagebe-
gehren«) und §  260 ZPO (»Anspruch«)88). Überdies kann das Gebot der Ein-
heitlichkeit allenfalls in miteinander verwandten Problemkomplexen zur Erhel-
lung und Lösung der inhaltlichen Probleme beitragen. Die Einheitlichkeit der 
Streitgegenstandsdefi nition ist mit anderen Worten kein Selbstzweck. Der Be-
griff des Streitgegenstandes in der Rechtskraftlehre hat sich vielmehr primär an 
den inhaltlichen Anforderungen dieses Problembereichs zu orientieren und die 
dort geforderten Funktionen zu erfüllen89. Sofern ein diesen angemessener Lö-
sungsansatz gefunden ist, stellt sich die Frage, ob eine inhaltliche Gleichartig-
keit der gefundenen Defi nition mit den Streitgegenstandsdefi nitionen in ande-
ren Prozessrechtsbereichen möglich und geboten ist. Die bereits genannten 
Aspekte der Einheitlichkeit prozessrechtlicher Grundbegriffe sowie der Rechts-
klarheit90 stellen dann ein zwar wichtiges Argument für einen derartigen 
Gleichlauf dar, zwingend sind sie indes nicht91. Entsprechend ihrer Zielsetzung 
will sich die Arbeit hier in erster Linie mit dem Streitgegenstandsbegriff im 
Rahmen der Rechtskraft befassen.

86 Dafür etwa Schwab, Der Streitgegenstand im Zivilprozess, S.  73; Habscheid, Der Streit-
gegenstand im Zivilprozess, S.  284; Lüke, JuS 1967, 1 (2); Clausing, in Schoch/Schmidt-Aß-
mann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  55.

87 So Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 Rn.  55. Wohl zu 
scharf die Schlussfolgerung bei Detterbeck, Streitgegenstand und Entscheidungswirkungen, 
S.  45, ein variabler Streitgegenstandsbegriff könne nicht mehr als »Theorie« bezeichnet wer-
den.

88 Weitere Beispiele bei Clausing, in Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, §  121 
Rn.  55.

89 Vgl. A. Blomeyer, in Festschrift für Lent, S.  43 (44).
90 Nur dieser Aspekt der Rechtssicherheit dürfte eine Rolle spielen, da das Recht unter-

schiedlich belegte Begriffe nicht schlechthin verbietet, sofern ihre Handhabung den Geboten 
der Berechenbarkeit und der Vorhersehbarkeit genügt.

91 Ebenso Leipold, in Stein/Jonas, ZPO, §  322 Rn.  103 f.; A. Blomeyer, in Festschrift Lent, 
S.  43 (44 ff.). Vgl. auch die Einschätzung von Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozess-
recht, §  92 Rn.  7, dass »sich eine solche Einheitslösung derzeit kaum noch durchhalten lasse«, 
so wünschenswert sie auch in Bezug auf die Vereinfachung des Prozessrechtssystems sei.
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aa) Materielle Streitgegenstandstheorien

Entsprechend dem damaligen materiellrechtlichen Rechtskraftverständnis 
wurde zur Zeit der Schaffung der Reichsjustizgesetze verbreitet auch eine ma-
teriellrechtliche Streitgegenstandstheorie vertreten. Hiernach sollte der Pro-
zessstoff nach Maßgabe des materiellen Rechts bestimmt werden. Ausgehend 
von dem in §  194 Abs.  1 BGB kodifi zierten Windscheidschen Anspruchsbe-
griff92, bildete den Streitgegenstand der Klageanspruch, so wie er sich aus dem 
materiellen Recht herleiten ließ93. Dieses Verständnis führt aber dort zu Schwie-
rigkeiten, wo Ansprüche materiellrechtlich doppelt begründet sind, sich also 
auf unterschiedliche Anspruchsgrundlagen stützen lassen94. Hauptsächlich aus 
diesem Grunde sowie wegen ihrer Schwierigkeiten, die Streitgegenstände ande-
rer Rechtsschutzformen als der Leistungsklage zufriedenstellend zu erklären95, 
wird die klassische materiellrechtliche Streitgegenstandsdeutung heute auch 
nicht mehr vertreten96. Zwar gab es von Zeit zu Zeit Versuche, die ebenfalls als 
unbefriedigend empfundene Trennung zwischen materiellem Recht und Pro-
zessrecht97 im Bereich des Streitgegenstandes wieder aufzuheben, indem etwa 
vorgeschlagen wurde, mehrere materiellrechtlich zwar unterschiedlich begrün-
dete, aber dennoch in dieselbe Zielrichtung gehende Klagebegehren zu einem 
Streitgegenstand zu verbinden98. Ein anderer Lösungsansatz zielte auf die Zer-
legung des klassischen Anspruchsbegriffs in »Rechtsposition« und »Rechtsbe-
helf« ab, wobei das Element der Rechtsposition für die Bestimmung des Streit-
gegenstandes im Vordergrund stehen sollte99. Der entscheidende Einwand gegen 
diese Theorieansätze besteht jedoch darin, dass sie den Versuch unternehmen, 
durch Zusammenfassung mehrerer Ansprüche oder Zergliederung des klas-
sischen materiellen Anspruchsbegriffes dem materiellen Recht an sich fremde 

92 Vgl. Windscheid, Die Actio des römischen Civilrechts vom Standpunkt des heutigen 
Rechts, S.  5 ff. Näher dazu Rimmelspacher, Materiellrechtlicher Anspruch und Streitgegen-
standsprobleme, S.  16 ff.

93 Vgl. noch A. Blomeyer, in Festschrift Lent, S.  43 (51 ff.). In diesem Sinne auch Lent, in 
Scritti in memoria di Calamandrei, vol. II, S.  315 (323): »Gegenstand der Entscheidung und 
Rechtskraft ist ein bestimmtes konkretes materielles Recht.«

94 Vgl. Schwab, JuS 1965, 81 (82).
95 Näher Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, §  92 Rn.  8 f.
96 Vgl. Habscheid, in Festschrift Schwab, S.  181 (193).
97 Vgl. in diesem Sinne etwa ausdrücklich Nikisch, AcP 154 (1955), 271 (283); A. Blomeyer, 

in Festschrift Lent, S.  43 (54 f.).
98 So etwa Henckel, Parteilehre und Streitgegenstand im Zivilprozess, S.  259 ff., 277 f. so-

wie (zur Anwendung dieses Streitgegenstandsbegriffs im Bereich der Rechtskraft) S.  292 ff.: 
mehrere materiellrechtliche Ansprüche werden zu einem einheitlichen materiellrechtlich ver-
standenen »Verfügungsobjekt« zusammengefasst, welches dann den Streitgegenstand bildet. 
Vgl. aus Sicht des materiellen (Zivil-)Rechts Larenz, Allgemeiner Teil, §  14 IV (a. E.), der je-
doch gleichzeitig die Grenzen dieser Betrachtung aufzeigt.

99 Rimmelspacher, Materiellrechtlicher Anspruch und Streitgegenstandsprobleme, 
S.  202 ff.


